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Benefizkonzert
Musik zu
Allerheiligen
VADUZ Am Sonntag, den 28. Oktober, 

findet in der Josefskirche in Vaduz 

Ebenholz um 17 Uhr das traditionelle 

Benefizkonzert «Musik zu Allerheili-

gen» statt. Heuer bereits zum zehn-

ten Mal. Die beiden Mundharmonika-

Gruppen Boccaleros und Allegros 

der Musikschule schliessen sich für 

dieses Benefizkonzert zu einer Mu-

sikgruppe von circa acht Mann zu-

sammen. Zwischen den einzelnen 

Stücken werden von Franz-Josef Jeh-

le traditionell besinnliche Texte zum 

Thema Sterben, Tod oder Trauer vor-

getragen. Die Veranstaltung dauert 

etwa eine Stunde. Nach Abschluss 

des Benefizkonzertes wird im Rah-

men einer Kollekte für das Partner-

hospiz Helderberg in Südafrika ge-

sammelt. Im Rahmen eines Besuches 

des Vorstandes der Hospizbewegung 

Liechtenstein im April dieses Jahres 

überzeugten sich dessen Mitglieder 

vor Ort davon, dass das Partnerhos-

piz die benötigten Spendengelder 

zielgerichtet einsetzt. (red/pd) 

Eltern-Kind-Forum
Husten natürlich
behandeln
VADUZ Mit der kalten Zeit, ziehen 

auch wieder Husten und Schnupfen 

bei den Familien ein. Mit selbst ge-

machtem Hustenbalsam, Duftlam-

penmischungen, Badezusätzen oder 

Körperölen, machen Sie den unlieb-

samen Gästen auf natürliche Weise 

den Garaus. An diesem Abend ler-

nen die Teilnehmer mit der Aroma-

expertin, natürliche Heilmittel 

selbst herzustellen. (red/pd)

Über den Kurs
  Thema: Balsam selbst gemacht

(Erkältungsbalsam; Lippenbalsam; Körperöl).

  Kursleitung: Sylvia Gayer, diplomierte psych. 

Gesundheits- und Krankenpflegeschwester, 

Massagetherapeutin und Aromaexpertin.

 Datum: Donnerstag, den 25. Oktober.

 Zeit: 19.30 bis 22 Uhr

 Kosten: 15 Franken (inklusive Material)

  Ort: Eltern-Kind-Forum (Adresse:

St. Markusgasse 16, Vaduz).

  Anmeldung: Telefon: 233 24 38; E-Mail:

welcome@elternkindforum.li.

ANZEIGE

D
ie Nachricht, die Europäi-

sche Union (EU) habe den 

Friedensnobelpreis gewon-

nen, kam auf den ersten 

Blick sehr überraschend. Zu präsent 

sind derzeit die Bilder wütender 

Proteste in Südeuropa. Zu oft blie-

ben die Gipfeltreffen europäischer 

Spitzenpolitiker ohne Ergebnis. Es 

fehlt den EU-Staaten nicht nur an 

Geld, es fehlt ihren Politikern auch 

an Visionen über die Zukunft Euro-

pas! 

Bei genauerer Betrachtung über-

rascht die Entscheidung jedoch 

nicht. Dank der EU ist es gelungen, 

den Nationalismus in Europa zu 

bändigen und die Demokratie zu 

stabilisieren. Schon seit vielen Jah-

ren wird die EU deshalb als eine Fa-

voritin gehandelt und so waren die 

Reaktionen in den renommierten 

Zeitungen auch mehrheitlich posi-

tiv. Niemand zieht ernsthaft den 

Beitrag der EU zur Stabilisierung 

Europas durch Frieden und Demo-

kratie in Zweifel. Niemand? Nun ja, 

das gilt nicht für die unzähligen 

Beiträge in den verschiedenen On-

line-Foren. Hier erntet die Verlei-

hung des Friedensnobelpreises an 

die EU vor allem Hohn und Spott. 

Die EU gilt allgemein als ein «büro-

kratisches, undemokratisches 

Monster», welches ohne Rücksicht 

auf die Bürger regierte.

Die Reaktionen zeigen, Europas 

Fangemeinde ist derzeit nicht son-

derlich gross. Dies ist eigentlich 

nichts Neues, zeigen Umfragen doch 

längst ein sinkendes Vertrauen in 

die EU. Die EU hat ihre Strahlkraft 

verloren. Angesichts der raschen 

und heftigen Kritik beginnt man 

sich zu fragen, ob sie diese über-

haupt noch zurückgewinnen kann. 

Statt einen Moment innezuhalten 

und sich die Begründung des Nobel-

komitees anzuhören, wird sogleich 

dessen Glaubwürdigkeit infrage ge-

stellt. Dabei ist die Kritik an der EU 

nicht nur billig, sondern oft einfach 

falsch. So verfügt die EU über deut-

lich weniger Beamte als die Schwei-

zer Bundesverwaltung und das De-

mokratiedefizit krankt nicht an zu 

viel, sondern vielmehr an zu wenig 

Europa. Entsprechend unterliegen 

Nicht-EU-Mitgliedsstaaten wie die 

Schweiz oder die EWR/EFTA-Staa-

ten einem weitaus stärkeren Demo-

kratiedefizit im Umgang mit europä-

ischer Politik. 

Friede, Demokratie, Freiheit
Die Entscheidung, nicht eine Per-

son, sondern die EU und damit ihre 

Bürger auszuzeichnen, ist richtig. 

Es sind in erster Linie die Unions-

bürger, welche die Verwirklichung 

der Ziele der EU erst möglich ma-

chen. Angesichts der gegenwärtigen 

Krise und der oben skizzierten Re-

aktionen ist der Preis jedoch Aus-

zeichnung und Mahnung zugleich. 

Die Erfolge der EU sind unbestrit-

ten, doch sie bleiben auch verletz-

lich. Gerade die Schuldenkrise mo-

bilisiert den euroskeptischen Popu-

lismus. Wer weiss schon, ob die 

Staaten Europas in Zukunft den 

Verhandlungstisch nicht wieder ge-

gen das Schlachtfeld eintauschen. 

Der Friedensnobelpreis hilft daran 

zu erinnern, wofür die EU wirklich 

steht: Frieden, Demokratie, Rechts-

staatlichkeit und Freiheit. Diese 

Prinzipien sind Ziele und Grundsät-

ze zugleich. Konkret bedeutet dies: 

Es ist wichtig, über ein Mehr oder 

Weniger an Integration zu streiten 

sowie über die Geschwindigkeit, mit 

der diese Prozesse vorangetrieben 

werden. Es steht jedoch nicht an, 

für die Fehler nationaler Entschei-

dungsträger die EU haftbar zu ma-

chen. Diese Verantwortungsdiffusi-

on gefährdet mittelfristig das ge-

samte Integrationsprojekt – ein Inte-

grationsprojekt, dessen Unvollstän-

digkeit Programm ist, dessen Erfolg 

aber von entscheidender Bedeutung 

für die Zukunft Europas ist. 

Durch die EWR- und Schengen-Mit-

gliedschaft hat Liechtenstein etwa 

zwei Drittel des EU-Rechtsbestands 

übernommen und damit annähernd 

so viel wie die integrationsskepti-

schen Staaten Grossbritannien oder 

Dänemark. Ferner beteiligt sich 

Liechtenstein durch den EWR-Fi-

nanzierungsmechanismus an zahl-

reichen Projekten in Süd- und Ost-

europa. Liechtenstein ist also 

durchaus Teil des europäischen In-

tegrationsprojekts. Sein Anteil am 

Friedensnobelpreis bleibt aber den-

noch gering. 

Ein Signal für Liechtenstein
Die Integrationspolitik Liechten-

steins orientiert sich vor allem an 

wirtschaftlichen Interessen. Norma-

tive Konzepte haben hier wenig ver-

loren. Man ist zwar bereit, den 

Grossteil des EU-Rechts ohne direk-

te Mitsprache zu übernehmen, die 

Symbole der EU werden aber be-

wusst ausgeklammert. Dabei profi-

tieren wir zu gleichen Teilen von 

der Stabilität, welche die EU durch 

die Verwirklichung von Frieden 

und Demokratie in Europa gebracht 

hat. Dieses Trittbrettfahren wird oft 

mit der Kleinheit Liechtensteins so-

wie der integrationskritischen Hal-

tung der Schweiz begründet. Es 

spiegelt aber durchaus eine endoge-

ne Präferenz der liechtensteini-

schen Bevölkerung wider. 

Der Friedensnobelpreis ist deshalb 

auch ein Signal an die Liechtenstei-

nerinnen und Liechtensteiner, sich 

der Ideen des europäischen Integra-

tionsprojekts zu erinnern. Dies ist 

umso wichtiger, als die EU gegen-

wärtig in ihrer grössten Krise 

steckt. Eine Krise, die auch die 

Nicht-Mitgliedsstaaten nicht unbe-

rührt lassen wird. 

* Christian Frommelt arbeitet derzeit als For-
schungsbeauftragter am Liechtenstein-Institut 
und befasst sich vor allem mit dem Thema 
Europäische Integration. 

Das «Volksblatt» gibt Gastkommentatoren 
Raum, ihre persönliche Meinung zu äussern. 
Diese muss nicht mit der Meinung der Redakti-
on übereinstimmen.

CHRISTIAN FROMMELT*

FORSCHUNGSBEAUFTRAGTER 
AM LIECHTENSTEIN-INSTITUT

Gastkommentar
Die verkannte Union

Privatklinik Konkurrenz 
belebt das Geschäft und kann 
sich positiv auf die Preise 
auswirken: Das gilt auch für 
das Gesundheitswesen. Einen 
Preiskampf mit unterschied-
lichen Tarifverträgen für 
Landesspital und Privatkli-
niken strebt die Regierung 
allerdings nicht an.

VON MICHAEL BENVENUTI

D
ie Gesundheitsbranche gilt 

als einer der bedeutends-

ten Wachstumsmärkte und 

wird von Experten längst 

als Jobmotor der Zukunft angesehen. 

Auch in Liechtenstein steigt die An-

zahl privater Interessenten, die am 

grösser werdenden Kuchen mitna-

schen wollen. Bekanntestes Beispiel 

hierfür ist die «Privatklinik Prof. Dr. 

Mang», die derzeit hinter der Hoval 

AG in Triesen entsteht. In Planung 

befi ndet sich zudem eine Privatklinik 

im Unterland. Wie das «Volksblatt» 

Anfang August exklusiv berichtete, 

überlegt eine Gruppe von Medizi-

nern, unter anderem auch Belegärzte 

am Landesspital, in Gamprin-Ben-

dern ein Ärztehaus zu errichten. Dem 

Konsortium gehören unter anderem 

Ärzte der Fachgebiete Urologie, Chi-

rurgie und Orthopädie an.

Noch kein Antrag an die Regierung
Offiziell äussern zum Projekt wollte 

sich bislang noch keiner der invol-

vierten Ärzte. Auskunftsfreudiger 

gab sich vor zweieinhalb Monaten 

hingegen Gesundheitsministerin Re-

nate Müssner: «Die Verantwortli-

chen haben mir, dem Regierungs-

chef und dem Regierungschef-Stell-

vertreter Anfang Juli unabhängig 

voneinander das Projekt in Grund-

zügen vorgestellt.» Detaillierte Pläne 

der Privatklinik habe die Ärztegrup-

pe für Herbst versprochen, so Müss-

ner weiter. Noch hüllen sich die Ärz-

te aber in Schweigen. Auch das mit 

dem Projekt betraute Unternehmen  

Axalo AG in Vaduz gab sich gestern 

gegenüber dem «Volksblatt» zurück-

haltend: Es sei noch zu früh, über-

haupt von einem Projekt zu spre-

chen, sagte Reto Kieber: «Noch lau-

fen Voranalysen, werden interne 

Diskussionen geführt und mögliche 

Szenarien geprüft.» 

Dass es bei der Privatklinik Gamprin 

offensichtlich Verzögerung gibt, be-

stätigte gestern 

zumindest indi-

rekt auch Stefan 

Rüdisser vom Res-

sort Gesundheit. 

Bei der Regierung 

lägen «weiterhin 

keinerlei Anträge» 

vor, erklärte er auf «Volksblatt»-An-

frage. Zur Erklärung: Einrichtungen 

des Gesundheitswesens benötigen 

eine Betriebsbewilligung von der 

Regierung. Um eine Privatklinik kos-

tendeckend oder gewinnbringend 

führen zu können, ist eine OKP-Zu-

lassung unerlässlich – hierfür wie-

derum ist ein Tarifvertrag mit dem 

Kassenverband notwendig.  

Für die Vergabe solcher OKP-Tarif-

verträge ist die Regierung zuständig  

– sie könnte diese Kompetenz jedoch 

dem Kassenverband LKV übertra-

gen. Dieser könnte dann wiederum – 

zumindest theoretisch – mit den Pri-

vatkliniken güns-

tigere Tarife ab-

schliessen als mit 

dem Landesspital. 

Die Folge: Medizi-

nische Leistungen 

könnten für den 

P r ä m i e n z a h l e r 

günstiger werden – allerdings auf 

Kosten des Landesspitals. 

Regierung gibt Entwarnung
Eine solche Entwicklung werde die 

Regierung aber nicht zulassen, gab 

Rüdisser gestern Entwarnung: «Für 

gleiche Leistungen bei gleicher Qua-

lität sollen gleiche Vergütungen er-

folgen. Ein Tarifgefälle innerhalb des 

Landes ist nicht erstrebenswert, das 

Gesundheitswesen ist für Preis-Dum-

ping nicht geeinigt.»

Die Bauarbeiten an der Privatklinik Mang in Triesen sind bereits weit fortgeschritten. (Foto: Paul Trummer)

«Das Gesundheitswesen 
ist für Preis-Dumping 

nicht geeinigt.»
STEFAN RÜDISSER

RESSORT GESUNDHEIT

Aus dem Gesetz
Regierung entscheidet
Krankenversicherungsgesetz, Art. 16c, 
Absatz 7: Die Regierung schliesst nach 
Anhören der Ärztekammer die Tarifver-
träge mit den Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens ab, welche für die Ver-
sorgung der Versicherten nötig sind. Sie 
kann den Abschluss von Verträgen mit 
Pflegeheimen oder anderen von der Re-
gierung bezeichneten Einrichtungen des 
Gesundheitswesens dem Kassenverband 
übertragen. Einrichtungen des Gesund-
heitswesens, die mit der Regierung oder 
mit dem Kassenverband einen Tarifver-
trag abgeschlossen haben, gelten als zu-
gelassene Leistungserbringer. 


